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// Im Blickpunkth

Oftmals wird die Sozialversicherungspflicht eines Gesch�ftsf�hrers mit dem Argument verneint, dass der Gesch�ftsf�hrer

gleichzeitig Vorstand einer konzernzugeh�rigen Aktiengesellschaft sei, so dass sich in der Praxis die Frage stellt, ob eine

Anmeldung zur Sozialversicherung zu erfolgen hat. M�ller/Schulz befassen sich mit den Grenzen zwischen Missbrauch

und rechtlich zul�ssiger Gestaltung, die auch nach der Gesetzes�nderung des § 1 S. 4 SGB VI fließend sind, und er�ffnen

damit die Diskussion.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. Ann-Christine Ha-

misch, M.Jur. (Oxford), Coun-

sel bei Lovells LLP, M�nchen

Das „Flexi-II-Gesetz“nimmt
Fahrt auf

Das Bundeskabinett hat am 13.8.2008 den

„Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der

Rahmenbedingungen f�r die Absicherung fle-

xibler Arbeitszeitregelungen“ vorgelegt. Das

endg�ltige Gesetz – das insbesondere die Ver-

sch�rfung des Insolvenzschutzes f�r Wertgut-

haben und deren Portabilit�t regelt – soll be-

reits zum1.1.2009 inKraft treten.

Die Regelungen des Gesetzentwurfs wirken in

Einzelheiten besser durchdacht als diejenigen

der vorangegangenen Diskussionsentw�rfe,

die in der Praxis auf heftigeKritik gestoßenwa-

ren. Eine Vielzahl von wesentlichen Fragen

wird jedoch weiter offengelassen oder in un-

befriedigender Art und Weise gel�st: So ist es

an sich zubegr�ßen, dassWertguthaben�ber-

tragbar werden; aber dass ein Arbeitgeber die

Inanspruchnahme eines bei einem fr�heren

Arbeitgeber aufgebauten und auf die Deut-

schen Rentenversicherung Bund �bertrage-

nen Wertguthabens „dulden“ muss, kann im

Einzelfall h�chst unbefriedigend sein. Selbst-

verst�ndlich ist zu unterst�tzen, dass wirksa-

me Instrumentarien f�r den Insolvenzschutz

der Wertguthaben – allen voran sog. Contrac-

tual Trust Arrangements – gesetzlich vorge-

schrieben werden; dass eine Wertguthaben-

vereinbarung beim Fehlen des Insolvenz-

schutzes in letzter Konsequenz aber unwirk-

sam sein soll, kann aber nicht im Sinne des

Arbeitnehmers sein. Und wenn die Anlage in

Aktien und Aktienfonds grunds�tzlich weiter-

hin auf maximal 20% beschr�nkt bleibt und

ein durchgehender Kapitalerhalt gefordert

wird, ist fraglich, welche Renditen sich in Zu-

kunft �berhaupt noch erzielen lassen und wie

attraktiv Zeitwertkonten daher sein werden.

Sicher scheint daher aktuell nur eins: Die hitzi-

gen Diskussionen um die zuk�nftige Gestal-

tung von Zeitwertkonten werden auch nach

VorlagedesGesetzentwurfsweitergehen.

Vgl. auch „Die Erste Seite“ von Uckermann,

BB 37/2008 (in diesem Heft), sowie dessen Update

in BB 2008, 1898.

Entscheidungen
BAG: Annahmeverzug des Arbeitnehmers

bei Besch�ftigungsm�glichkeit

Das BAG entschied in seinemUrteil vom27.8.2008

– 5 AZR 16/08 – wie folgt: Der Verg�tungsan-

spruch eines Arbeitnehmers entf�llt, wenn der

Zeitraum f�r die Entgeltfortzahlung im Krank-

heitsfall abgelaufen ist und der Arbeitnehmer aus

gesundheitlichen Gr�nden weiterhin nicht in der

Lage ist, die vertragsgem�ße Arbeit zu erbringen.

Daran �ndert auch das Angebot der Arbeitsleis-

tung durch den Arbeitnehmer nichts. Hat der Ar-

beitnehmer eine bestimmte, an sich m�gliche Ar-

beit abgelehnt, kann der Verg�tungsanspruch

nicht darauf gest�tzt werden, der Arbeitgeber

h�tte diese Arbeit anbieten m�ssen. Das gilt auch

dann, wenn eine Beendigungsk�ndigung des Ar-

beitgebers rechtskr�ftig mit der Begr�ndung f�r

unwirksam erkl�rt worden ist, der Arbeitgeber

h�tte trotz der Ablehnung seitens des Arbeitneh-

mersdieentsprechendeArbeit imWegeder�nde-

rungsk�ndigunganbietenm�ssen.
(PM BAG vom 27.8.2008)

BAG: Darlegungslast bei Eingruppierung

Das BAG entschied in seinemUrteil vom27.8.2008

– 4 AZR 484/07 – wie folgt: Begehrt ein Land-

schaftsg�rtner, der Aufgaben des „Visual Tree As-

sessment“ durchf�hrt, eine h�here Verg�tung, die

nach dem angestrebten tariflichen T�tigkeits-

merkmal neben vielseitigem, hochwertigem fach-

lichen K�nnen besondere Umsicht und Zuverl�s-

sigkeit erfordert, hater vorzutragen,welches fach-

liche K�nnen die Ausgangslohngruppe erfordert

und aus welchen Gr�nden die Anforderungen der

Heraushebungslohngruppegegebensind. ZurBe-

urteilung, ob besonders hochwertige Arbeiten

vorliegen, ist ein wertender Vergleich zwischen

den Anforderungen der beiden Lohngruppen er-

forderlich.

(PM BAG vom 27.8.2008)

BAG: Vollstreckungsabwehr bei Verlust der

Betriebsidentit�t

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

18.3.2008 – 1 ABR 3/07 – wie folgt: Die Zusam-

menfassung von Betrieben nach § 3 Abs. 1 Nr. 1

Buchst. bBetrVG f�hrt f�r sich allein nicht zumVer-

lust der betriebsverfassungsrechtlichen Identit�t

der zusammengefassten Einheiten. Bestehende

Betriebsvereinbarungen und Vollstreckungstitel

gelten im fingierten Einheitsbetrieb beschr�nkt

auf ihrenbisherigenWirkungsbereichweiter.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2009-1

unterwww.betriebs-berater.de

LAG Rheinland-Pfalz: Beweislast bei

Lohnklage des Ehegatten

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

11.7.2008 – 6 Sa 206/08 –, dass der arbeitgeben-

de Ehegatte auch bei einer Lohnklage des um-

sonst mitarbeitenden Ehegatten beweisen k�n-

nen muss, dass der mitarbeitende Ehegatte ohne

Lohn arbeiten wollte. Ansonsten muss er den

Lohn nachzahlen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2009-2

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Mitarbeiterkapitalbeteiligung

Am 27.8.2008 hat das Bundeskabinett den Ge-

setzentwurf zur steuerlichen F�rderung der Mit-

arbeiterkapitalbeteiligung beschlossen, von der

Arbeitnehmer und -geber gleichzeitig profitieren

sollen. Die Belegschaft soll – wie im europ�-

ischen Vergleich sonst �blich – verst�rkt f�r ihre

eigenen Anteile am Unternehmen arbeiten. Das

Gesetz soll zum 1.4.2009 in Kraft treten.

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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